
1.Bei blatt 

l14/A.B. 

zu 68/J 

Be~blatt zur Parlamentskorre~p~~~nz 
; .. . ) - " Iuni 1957 

Anfrageb e antwortun g 

In Beantwortung einer Anfrage der Abgeordneten Dr" P f e i f e r unJ.. 

Genossen, betreffend Neufestsetzung des Anspruches auf Rentensonderzahlung 

beim Zusammentreffen einer Rente der Pensionsversicherung rni t e i ner Re nte aus 

der Unfallversicherung, hat Bundesminister für soziale Verwaltung Pro k s c h 

ausgeführt: 

In der vorliegenden Anfrage wird an de n Btlndesmi m s t e r f ür sozl, ale 

Verwaltung die Frage gestellt, ob e r bereit s ei, zu ver anlasse n, "dass di e 

Bestimmungen über die Sonde rzahlung dahinge hend abgeändert werden; äass in 

jenen Fällen, in denen auf Grund der Bestimmunge n de r §§ 92 bis 96 ASiJG", e i n 

Ruhen der Rente aus der Pensionsversicheru.ng eintritt ] auch di e r uh e nde n 

Rentente1le bei der Berechnung der Sonderzahlung insoweit berücksichtigt 

werden, als der im Monat September de s Kalenderjahre s ausbez ahlte Betrag 

den Betrag nicht erreicht, der sich aus der Summe d er ~ebÜhrender. Re nte r. 

ergibt. tI 

In Beantwortung di eser Anfrage beehre ich mich .. folgend.es mi t zuteil en ~ 

Das Allgemeine SO~l alversicherungsges etz be stimmt in § 105 AbSo l unter 

anderem, dass Persone n, di e im Monat September eines Kale nderjahres ei ne Rente 

aus der Pe nsionsversicherung oder eine Versehrtenrente auf Grund einer Er wer bs·­

fähigkeitseinbusse von wenigstens 70 v.H. bezogen haben, in dies em Ka l e nde r jahr 

eine Sonderzahlung zu gewähren ist. Nach Abs.3 der angezoge nen Be stimmung ist 

die Sonderzahlung in der Höhe der für den Monat Septembe r ausgez ahlten Re nte, 

einschliesslich der Zuschüsse und der Ausgle ichszulage, j edoch ohne di e 

Wohnungsbeihilfe zu gewähren. Wie aus den Erläuternden Beme rkunge nzam ASVG, 

hervorgeht, wurde im § 105 ASVG. im wesentliche n die Re gelung des Bundesgese t za s 

vom 30. Juni 1955, BGBL ~r. 1 37, entsprechend ange pass t de n Bt:3stimmungen des 

ASVG., übernommen. Nach § 3 Absd di e s es Ges e tz e s war die SOi:derzahlu ng 

ebenfalls gleich hoch wie der für den Monat Sept ember 1955 auszu.zahlende 

Monatsbezug der Rente ohne di t:3 Wohnungsbeihilfeo Alle r'dings war dle Sondorz aiJ· .. 

lung gemäss § 3 Abs.1 li t. 0 auch zur Rente aus der allgemei nen bzw. land-­

wirtschaftlichen Unfallversicherung zu gewähren~ de r e ine E~verbsfähigkei ts­

einbusse von weniger als 10 v. J. zugrunde lag. Vorausset zung dafür war, das s 

dem Berechtigten daneben sowohl eine Rente aus de r Rente n'rers i ch c; rung .. die 

wegen des Zusammentreffens mit der Rente auS de r Unfall v8!'si cl:er utJg teilwe.l, s o 

ruhte, als auch eine Sonde arz ahl ung zUr' Re nt e aus der Relltemrcrsic,he rung na ch 

11 t. a der angeführten Be sijimmung gebührtee Im Rentenb emess<.ungsgosetz, 

BGBl.Nr. 151/1954, galt hinsichtlich der Gewährung der Sonderz ahlllng eine 
ähnliche Regelung. 
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Wenn in der Anfrage die Ansicht vertreten wird, dass 'vor Wirksamkei t~· 

beginn des ASVa.die Fassung der gesetzliohen Bestimmungen es den Versicherungs­

trägern ermöglichte, beim ZUsammentreffen einer Rente aus der Pensionsver­

sicherung mit einer solchen aus der Unfallversicherung - soferne aus der Unfall­

versicherung kein Anspruch auf Sonderzah~ung bestand - aus der Pensionsver­

sicherung eine SonderzahluHg in der ungekürzten Höhe. der Septemberrente zur 

Auszahlung zu bringen, so entspricht dies nicht den Tatsachen, 

Die unterschiedliche Regelung über die Gewährung einer Sonderzahlung im 

ASVG. gegenüber den die gleiche Materie betreffenden Bestimmungen des Rentenbe­

messungsgesetzes, BGEl. Nr.151/1954, bzw. des Bundesgesetzes vom 30. Juni 1955, 

BGBl. N'r.131, ist damit zu erklären, dass im ASVG. die Leistungsbestimmungen, 

insbesondere die Bestimmungen über das Ruhen der Renten, für dio Versicher t en 

und Rent enbezieher wesentlich günstiger sind als die entsprechenden Bestimmun­

gen vor dem Wirksamwerden des ASVG. Die Regelung des § 105 ASVG. über die Son­

derzahlung war aber Anlass zahlreicher Beschwerden aus dem Kreis der Rentner, 

di e neb en ihrer Rente aus der Pensionsversicherung auch noch eine Rente aus der 

Unfallversicherung auf Grund einer Erwerbsfähigkeitseinbusse von weniger als 

70 v.H. bezogen. Mit Rücksicht auf diese Eeschwerden hat der Verwaltungsaus­

schuss der Allgemeinen Unfallversicherungsanstalt bereits im Herbst 1956 be­

schlossen, an alle ' Bezieher einer Rente aus der Unfallversicherung mit einer 

Minderung der Erwerbsfähigkeit von 50 bis 6' v.H. eine Zuwendung im ungefähren 

Ausmass eines Monatsbezuges auszuzahlen, vorausgesetzt, dass diese Personen 

keine Beschäftigung ausüben und sich in Notlage b~finden. Die anderen Unfall­

versicherungsträger (Versicherungsanstalt der österreichischen Eisenbah nen, 

Land- und rorstwirtschaftliche Sozialversicherungsanstalt) sind in ähnlicher 

Weise vorgegange~ wobei zum Teil auch Rentner aus der Pensionsversicherung, 

deren Rente aus der Unfallversicherung einer Erwerbsminderung von 20 bis 49 v.H • . 

entapraeh, berücksichtigt wurden. 

Diese Massnahmen der Unfallversicherungsträger haben wesentlich dazu 
beigetragen, die in einzelnen Fäll en bestandenen Härten, die auf die aufgezeig­
te geänderte Gesetzeslage zurückzuführen sind, zu mildern bzw. zu beseitigen. 

Im übrigen beantragte auch der Österreichische Arbeiterkammertag eine 
entsprechende Abänderung der Vorschriften des § 105 ASVG. mit Rücksicht darauf, 
dass di e Bestimmungen über die Gewährung der Sonderzahlung vor dem Inkraf't·~ 
treten des ASVG., für die Rentenbezieher günstiger waren. Dieser Vorschlag des 
~sterreichisohen Arbeiterkammertages wurde zunächst dem Hauptverband zur 
Ausserung ü~Grmittelt. Er gab der Meinung Ausdruck, dass eine Novellierung 
des § 105 ASVG. in Erwägung zu zi ehen sein Wird, behielt sich aber seine 
diesbezügliche St ellungnahme noch vor. Das Bundesministerium für soziale Ver­
waltung wird seinen Standpunkt in de r gegenständlichen Angel egenheit endgültig 
erst nach Einholung der Stellungnahmen der interessierten Organisationen 
(der Kammern, des Österreichischen Gewerkschaftsbundes, des Hauptverbandes 
usw.) f estlegen. . -.-.-.-
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